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Der Bundesminister 
der Verteidigung 

P TU 5 -- 01-02'-02--04 Bonn, den 27. März 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Behandlung des Falles Barth 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache IV 1059 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betreffend die Be- 
liandlung des Falles Bartli beantworte idi, und zwar zu Nr. 3 
im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Justiz, 
wie folgt; 

Zu 1. 

Der ehemalige Bundesminister der Verteidigung Strauß hat 
im Falle des Oberstleutnant Barth dem zuständigen Ausschuß des 
Bundestages weder eine unwahre noch eine die Wahrheit ver- 
fälschende Auskunft erteilt, was durch Vergleich des Wort- 
lauts des Protokolls der Sitzung des Verteidigungsaussdiusses 
des Bundestages vom 10. Mai 1962 mit dem Wortlaut des 
Beschlusses des Wehrdienstsenats vom 31. Januar 1962 jeder- 
zeit nachgeprüft werden kann. 

Zu 2. 

Die Ausfülirung der Entscheidung des Wehrdienstsenats in 
der Angelegenheit des Oberstleutnant Barth ist ordnungsgemäß 
bearbeitet worden. Die entscheidenden Anweisungen sind etwa 
drei Wochen vor Eingang eines Schreibens des Wehrbeauftrag- 
ten des Deutschen Bundestages getroffen worden. Es trifft 
demnach nicht zu, daß der Wehrbeauftragte den Bundesmi- 
nister der Verteidigung zur ordnungsmäßigen und vollständi- 
gen Ausführung der Entscheidung hat anhalten müssen. 
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Zu 3. 

Wie der Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen dem 
Bundesminister der Justiz auf dessen Rückfrage mitgeteilt hat, 
ist wegen der unter Nr. 3 bezeichneten Veröffentlichung im 
Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung vom 12. Mai 1962 von dem Leitenden Oberstaatsan- 
walt bei dem Landgericht in Bonn ein Ermittlungsverfahren 
wegen Geheimnisbruchs nicht eingeleitet worden. Auch der 
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof hat ein derar- 
tiges Ermittlungsverfahren nicht eingeleitet, da Anhaltspunkte 
für eine zu seiner Zuständigkeit gehörende Straftat nicht vor- 
liegen. 

von Hassel 
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